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Österreichs Just Transition Plan: Wegweiser in eine faire klimaneutrale Zukunft?

Österreichs Just Transition Plan: 
Wegweiser in eine faire klimaneutrale Zukunft?
Im August 2022 hat die Europäische Union den von Österreich eingereichten territorialen Plan für 
einen gerechten Übergang1 genehmigt und eine erste Finanzierungstranche aus dem Fonds für einen 
gerechten Übergang (JTF)2 freigegeben. Der Plan geht in der Entwicklung eines Governance-Rahmens 
zur Gestaltung des grünen Strukturwandels weiter als bisherige Initiativen und beschreibt erstmalig 
für ein offizielles österreichisches Dokument wesentliche Stränge einer aktiven Transformations
politik. Dennoch gibt es Lücken und Verbesserungsbedarf im Zuge der Umsetzung.

Hintergrund

Der Übergang zu einer klimaneutralen Wirt-

schaft ist eines der wichtigsten politischen 

Ziele der Europäischen Union. Mit dem Grü-

nen Deal3 soll Europa bis 2050 der weltweit 

erste klimaneutrale Kontinent werden. 

Im Kern geht es beim Grünen Deal um 

nichts Geringeres als den Umbau der fossi-

len energetischen Basis unseres Arbeitens, 

Produzierens und Konsumierens. Dieser 

Umbau betrifft damit alle Lebensbereiche 

und ist keine rein technische oder öko-

nomische, sondern vor allem auch eine 

soziale Herausforderung. CO2-Neutralität 

bedeutet insbesondere für jene Branchen, 

Geschäftsmodelle und Unternehmen, die 

stark von der Nutzung fossiler Energieträ-

ger abhängig sind, Anpassungen oder so-

gar Neuorientierung.4

Bereits im zentralen Green-Deal-Dokument 

wurde festgeschrieben, dass der Über-

gang nur gelingen kann, wenn er fair erfolgt 

und alle betroffenen Bevölkerungsgruppen 

einbindet (Just Transition). Es war von An-

fang an klar, dass der damit verbundene 

Strukturwandel hin zu einer nachhaltigen 

CO2-neutralen Wirtschaftsweise die Inte-

ressen aller Beschäftigten betrifft, ganz 

besonders aber jene, die in emissionsin-

tensiven Branchen tätig sind. Um diese 

„Just Transition“ zu finanzieren, hat die 

Kommission einen Mechanismus für einen 

gerechten Übergang5 vorgeschlagen, der 

unter anderem auch die Einrichtung eines 

spezifischen Just-Transition-Fonds (JTF)6 

vorsieht. Die entsprechende Verordnung ist 

seit Juni 2021 in Kraft. 

Kernelemente des Just-
Transition-Fonds (JTF)

In der Verordnung zur Einrichtung des Fonds 

für einen gerechten Übergang werden Ziele, 

Umfang und Finanzierung von Maßnahmen 

zur Bewältigung des Strukturwandels de-

finiert. Ziel es Fonds ist es, die sozioöko-

nomischen Auswirkungen des Übergangs 

zur Klimaneutralität zu bewältigen und die 

wirtschaftliche Diversifizierung und Um-

stellung in jenen Gebieten und Sektoren zu 

unterstützen, die aufgrund ihrer Abhängig-

keit von fossilen Brennstoffen oder treib-

hausgasintensiven industriellen Prozessen 

am stärksten vom Übergang betroffen sind. 

Dazu stehen für 2021-2027 insgesamt 17,5 

Mrd € zur Verfügung – 7,5 Mrd € aus dem 

mehrjährigen Finanzrahmen 2021-2027 und 

10 Mrd € aus dem Europäischen Aufbauin-

strument (für den Zeitraum 2021-2023). Die 

Aufteilung der Mittel erfolgt nach einem 

spezifischen Verteilungsschlüssel. Auf Ös-

terreich entfallen insgesamt 135,8 Mio €7, 

die für die in der Verordnung festgelegten 

Maßnahmen verwendet werden können 

(u.a. Umschulung von Arbeitnehmer:innen, 
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aktive Eingliederung von Arbeitssuchenden, 

Investitionen in KMU, erschwingliche sau-

bere Energie, Dekarbonisierung des lokalen 

Verkehrs, Förderung der Kreislaufwirtschaft, 

Forschung- und Innvationstätigkeiten etc.). 

Vom Gesamtbudget müssen 45% der Mit-

tel für Maßnahmen für Arbeitnehmer:innen 

und Arbeitssuchende zur Verfügung gestellt 

werden.

Der JTF ist die erste Säule des „Mechanis-

mus für einen gerechten Übergang“8, dazu 

kommen noch weitere Finanzierungsquel-

len, sodass insgesamt EU-weit 55 Mrd € im 

Zeitraum 2021-2027 zur Verfügung stehen. 

Dennoch ist offensichtlich, dass diese För-

derungssumme bei weitem nicht ausreichen 

wird, um alle betroffenen Regionen und Sek-

toren entsprechend zu unterstützen. Allein 

für die Unterstützung des Strukturwandels 

in den Kohleregionen Deutschlands wird 

die Bundesregierung bis 2038 40 Milliarden 

Euro zu Verfügung stellen9. Offensichtlich 

ist, dass die EU-Mitgliedstaaten budgetär 

die Hauptlast der notwendigen sozial-öko-

logischen Transformation tragen müssen. 

Das erfordert eine massive Ausweitung 

der öffentlichen Investitionen und eine ent-

sprechende Änderung der EU-Fiskalregeln 

(Stichwort: goldene Investitionsregel). 

Zentrale Vorgabe für die Mitgliedstaaten ist 

die Ausarbeitung territorialer Pläne für einen 

gerechten Übergang (Just-Transition-Pläne) 

für die in Frage kommenden Gebiete. Der 

österreichische Plan wurde im Rahmen der 

Österreichischen Raumordnungskonferenz 

(ÖROK) erstellt. 

Grundsätzliche Bewertung des 
österreichischen JT-Plans

Der von der EU-Kommission mit Anfang Au-

gust 2022 genehmigte Just Transition Plan 

Österreichs geht in der Entwicklung eines 

Governance-Rahmens zur Gestaltung des 

grünen Strukturwandels weiter als bisherige 

Initiativen. So beschreibt der Plan erstmalig 

für ein offizielles österreichisches Dokument 

wesentliche Stränge einer aktiven Trans-

formationspolitik. Der Just Transition Plan 

(JTP) identifiziert dazu die Notwendigkeit 

des Vorantreibens der strukturellen (betrieb-

lichen) Umstellung sowie jene der Diversi-

fizierung von Produkten, Dienstleistungen 

inkl. begleitender beschäftigungspolitischer 

Maßnahmen. Anspruch des JTP ist die not-

wendige Umstellung rasch, erfolgreich und 

sozial verträglich zu gestalten. 

Erweiterte Gebietskulisse

In Österreich spielt die Erzeugung fossi-

ler Brennstoffe kaum mehr eine Rolle und 

auch der Ausstieg aus dem Kohlestrom 

wurde bereits vollzogen. Insofern liegt die 

Herausforderung im Übergang zu einer 

klimaneutralen Wirtschaft in den THG-in-

tensiven10 Wirtschaftszweigen Papier und 

Druck, chemische und pharmazeutische 

Erzeugung, Metallerzeugung und -bear-

beitung und Verarbeitung mineralischer 

Rohstoffe. Im Länderbericht 202011 hat 

die EU-Kommission erstmals eine Festle-
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Identifizierte THG-intensive Regionen  
für die JTP-Gebietskulisse

Quelle: Territorialer Plan für einen gerechten Übergang Österreich 2021-2027, S. 25. 

Teil der JTP-Gebietskulisse

Landesgrenze
Bezirksgrenze
NUTS3-Grenze

In der  
Verordnung 

zur Einrichtung 
des Fonds für 
einen gerech-
ten Übergang 
werden Ziele, 
Umfang und  

Finanzierung 
von Maßnah-

men zur  
Bewältigung 
des Struktur-

wandels  
definiert.



Seite 21 | infobrief eu & international 3/2022

gung der Regionen mit hoher CO2-Intensi-

tät vorgenommen, die beim Übergang zur 

Klimaneutralität vor schwerwiegenden so-

zio-ökonomischen Herausforderungen ste-

hen und daher für eine Unterstützung durch 

den Fonds für einen gerechten Übergang 

in Frage kommen. Diese Regionen liegen 

in der Steiermark und in Oberösterreich. 

Positiv ist, dass Österreich in den Ver-

handlungen mit der EU-Kommission eine 

beträchtliche Erweiterung dieser Gebiets-

kulisse (JTP-Region) durchsetzen konnte. 

Die nunmehr vereinbarte JTP-Region um-

fasst Gebiete in Niederösterreich, Kärnten, 

Oberösterreich und der Steiermark. Sie ist 

dadurch gekennzeichnet, dass die THG-In-

tensität der Wirtschaft um 85% über dem 

österreichischen Durchschnitt liegt und 

ein überdurchschnittlich hoher Anteil der 

Beschäftigten in den THG-intensiven Wirt-

schaftssektoren arbeitet. 

Insgesamt sind in der JTP-Region über 

71.000 Personen in den THG-intensiven 

Branchen beschäftigt und damit vom Über-

gang in eine klimaneutrale Wirtschaft betrof-

fen, wie u.a. Abbildung zeigt: 

Die erweiterte Gebietskulisse ist jedenfalls 

eine wichtige Verbesserung im Vergleich 

zum ursprünglichen Kommissionsvorschlag. 

Allerdings weist der JTP einen gravierenden 

Konzeptionsfehler dadurch auf, dass ein-

zelne städtische Gebiete aus den Förderge-

bieten ausgenommen wurden. Dies ist umso 

fragwürdiger, da große CO2-Emittenten der 

Industrie in urbanen Zentren, z.B. Linz oder 

Steyr, angesiedelt sind. Begründet wird das 

damit, dass diese Gebiete wirtschaftlich 

sehr leistungsfähig sind und damit keine 

Unterstützung aus dem Fonds benötigen. 

Vorantreiben der strukturellen (betrieblichen) 
Umstellung und Diversifikation 

Der erste im JTP benannte Strang des Vor-

antreibens des Strukturwandels betont die 

Dringlichkeit und Notwendigkeit, rasch die 

Umstellungen anzugehen und umzusetzen. 

Gelingt dies nicht, drohen bedeutende Wert-

schöpfungs- und Beschäftigungsverluste in 

den betroffenen Regionen mit all den damit 

verbunden sozialen Kosten. Im schlimmsten 

Fall kann ein zu spätes Engagement der Un-

ternehmen, der Regionen und der Politik zu 

einem Verlust der Wettbewerbsfähigkeit in 
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*basierend auf dem Energieverbrauch � Quelle: Territorialer Plan für einen gerechten Übergang Österreich 2021-2027, S. 27
�
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den betroffenen Regionen führen. Der Ver-

such, in absterbenden Produktionsnischen 

überholte Geschäftsmodelle durch Verzö-

gern und Verschleppen der notwendigen 

Umstellungen kurzfristig Profite zu erzielen, 

ist langfristig zum Scheitern verurteilt und 

gefährdet auf lange Sicht Wohlstand, Wert-

schöpfung und Beschäftigung. Der JTP er-

kennt, dass gerade im Bereich der KMUs 

noch nicht durchgängig Bewusstsein, Ak-

zeptanz und Bereitschaft zur Dekarbonisie-

rung besteht und er rechnet damit, dass die 

notwendige Transformation zum Marktaus-

tritt betroffener Unternehmen führen wird. 

Umgekehrt bietet ein rasches und ambiti-

oniertes Vorgehen in der Umstellung Wett-

bewerbsvorteile, z.B. durch neue Produkte 

und Dienstleistungen, Effizienzgewinne, 

Umsatzsteigerungen und Imageverbesse-

rungen. Gerade letztere helfen auch Regio-

nen und Unternehmen für hochqualifizierte 

Arbeitskräfte attraktiv zu bleiben und sie 

sichern langfristig die wirtschaftlichen Ent-

wicklungsmöglichkeiten in der Region ab. 

Der JTP erwähnt in diesem Zusammenhang 

Leitbetriebe in der THG-intensiven Indus-

trie, wie z.B. voestalpine oder die Zellstoff 

Pöls AG, welche bereits eigene Dekarboni-

sierungsstrategien verfolgen. Jedoch sind 

diese Großunternehmen nicht im Förder-

kreis des Just Transition Fonds erfasst. 

Die Entwicklung und Umsetzung betrieb-

licher Dekarbonisierungsstrategien bzw. 

Dekarbonisierungs-Roadmaps stellt eine 

langjährige Forderung des Österreichi-

schen Gewerkschaftsbunds und der Arbei-

terkammer dar. Der dezidierte Verweis des 

JTP auf die absolute Notwendigkeit solcher 

betrieblichen Strategien unterstreicht die 

Forderung der österreichischen Arbeitneh-

merInnenvertretungen für eine verpflicht-

ende Einführung unter betrieblicher Mitbe-

stimmung dieser. 

Die notwendige systemische und 
regionalpolitische Dimension 
einer Just Transition 

Der JTP erkennt und benennt die für die 

Gestaltung der Transformation notwendige 

systemische Perspektive. Als eines der ers-

ten offiziellen Dokumente in Österreich im 

Kontext der Transformationspolitik orientiert 

es sich an die Dokumente der Vereinten Na-

tionen und der Europäischen Union, z.B. der 

Arbeitsdokumente für die Entwicklung von 

„Transition Pathways“.  Bisher wurde wirt-

schaftspolitisch oft in einer linearen Bran-

chen- oder Sektorenlogik gedacht und ge-

handelt. Die Dekarbonisierung verlangt aber 

nicht weniger als den Umbau der energeti-

schen Basis von Wirtschaft und Gesellschaft. 

So sind zum Beispiel Treibhausgas (THG)-in-

tensive Branchen in ein umfassendes wirt-

schaftliches Netzwerk oder „Ökosystem“ 

eingebettet, einschließlich vor- und nachge-

lagerten Sektoren (z.B. Zulieferer, Maschinen- 

und Werkzeugbau) und verbundener Dienst-

leistungen (z.B. Speditionen, industrienahe 

Dienstleistungen, Gastronomie) als auch 

Bildungs- und Forschungseinrichtungen. Die 

Vernetzung und Dichte eines Ökosystems 

zeigt sich auch an unterschiedlich ausge-

prägten Beschäftigungsmultiplikatoren. Der 

österreichische JTP geht für die energiein-

tensiven Branchen von einem Multiplikator 

zwischen zwei und acht Arbeitsplätzen bei 

einem Nachfragerückgang von einer Million 

Euro aus. Die dadurch entstehenden notwen-

digen betrieblichen Umstellungsprozesse ha-

ben jedenfalls Auswirkungen auf den (regio-

nalen) Arbeitsmarkt. Diese können negativer 

Natur (z.B. Beschäftigungsverluste, Ab- und 

Entwertung von Qualifikationen) oder positi-

ver Natur (z.B. neue Beschäftigungschancen) 

sein. Es braucht daher eine öffentliche Un-

terstützung für eine begleitende Gestaltung 

des lokalen Arbeitsmarkts, damit der Wandel 

in den Regionen rasch und sozial verträglich 
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erfolgen kann. Die im JTP enthaltenen Aus-

führungen zur begleitenden Gestaltung des 

Arbeitsmarkts sind durchaus fortschrittlich, 

was fehlt ist ein klares Bekenntnis zum Aus-

bau sozialpartnerschaftlicher Arbeitsstiftun-

gen, die sich bereits in der Vergangenheit für 

die Bewältigung tiefgreifender Veränderun-

gen auf dem Arbeitsmarkt (z.B. durch den 

Beitritt Österreichs zur Europäischen Union) 

bewährt haben. Damit sollen Weiterbildungs- 

und Ausbildungsoffensiven gerade auch in 

jenen Branchen angestoßen werden, in de-

nen durch den ökologischen Strukturwan-

del mit steigender Beschäftigung gerechnet 

werden kann („Bauen und Sanieren“, „Er-

neuerbare Wärme“, „Erneuerbarer Strom“). 

Ein wichtiges Element ist dabei eine ausrei-

chende Existenzsicherung während der Bil-

dungsmaßnahmen. 

Eine lückenhafte Governance der 
Transformationspolitik in Österreich

Der JTP betont ebenso die Notwendigkeit 

der Kohärenz mit anderen relevanten nati-

onalen, regionalen oder territorialen Strate-

gien und Plänen. An sich kann der JTP diese 

Kohärenz von seiner Perspektive ausgehend 

darstellen. Im Sinne der Gestaltung einer 

österreichischen Transformationspolitik trifft 

dies jedoch sicherlich nicht zu, denn viele der 

im JTP benannten wesentlichen Gesetze und 

Initiativen, wie z.B. das Klimaschutzgesetz 

(KSG), der nationale Energie- und Klimaplan 

(NEKP), das Energieeffizienzgesetz (EEffG) 

fehlen bis heute oder müssen aufgrund der 

absehbaren Zielverfehlung dringend nachge-

schärft werden. Damit sieht sich Österreich 

im Sinne einer umfassenden Transforma-

tionspolitik einem Flickwerk aus einzelnen 

nicht aufeinander abgestimmten oder veral-

teten Gesetzen, Maßnahmen und Strategien 

gegenüber. Von einer tatsächlichen Kohärenz 

einer Transformationspolitik kann daher kei-

nesfalls gesprochen werden. Gerade in Pha-

sen des Umbruchs und der Veränderung wä-

ren aber klar vorgezeichnete und verpflicht-

ende Entwicklungs- und Transformations-

pfade und ein kohärenter Rahmen dringend 

notwendig, um das Investitionsverhalten als 

auch die Qualifizierungen darauf ausrichten 

zu können und Unsicherheit für strukturelle 

Entscheidungen zu reduzieren. Darüber hin-

aus gefährdet diese Situation nicht nur das 

Erreichen der Klimaziele, sondern mittelfristig 

auch den Wirtschaftsstandort und damit ver-

bunden Beschäftigung und Wertschöpfung 

in Österreich.

Die fehlende Kohärenz in Österreichs Trans-

formationspolitik äußert sich zwangsläufig 

auch im JTP  selbst. So ist derzeit schon 

absehbar, dass die Mittel des Just Transi-

tion Fonds für die Bewältigung des Umbaus 

nicht ausreichen werden. Hier braucht es 

ebenso enorme nationale Bemühungen. Die 

Mittel aus dem Just Transition Fonds kön-

nen hier nur als zusätzliche Unterstützung 

zu nationalen Anstrengungen gesehen wer-

den. Ebenso bleibt die Frage der tatsächli-

chen Zuständigkeit und die explizite Zuwei-

sung von Verantwortlichkeiten unbeantwor-

tet. Damit droht der Mittelabruf ebenso einer 

Zersplitterung und Willkürlichkeit zu folgen, 

was die Effektivität der Mittelverwendung 

aus Perspektive einer gesamthaften Trans-

formationspolitik gefährdet. 

Im Gegenteil bräuchte es eine Bündelung 

von Zuständigkeiten und Verantwortlichkeit. 

Im internationalen Diskurs werden hierzu 

Transformationsagenturen, Transition Cen-

ters oder Transition Towns diskutiert. Es 

braucht regionale Zentren, welche als Infor-

mations-, Beratungs-, und Koordinations-

stellen fungieren, um Entwicklungsprozesse 

zu fördern, Informations- und Suchkosten für 

Unternehmen, Gemeinden und Beschäftigte 

Österreichs Just Transition Plan: Wegweiser in eine faire klimaneutrale Zukunft?

Die Situation 
gefährdet nicht 

nur das Errei-
chen der Klima-

ziele, sondern 
auch den Wirt-

schaftsstandort 
in Österreich



Seite 24 | infobrief eu & international 3/2022

zu reduzieren und die Projektentwicklung zu 

unterstützen. Solche Anlaufstellen brauchen 

auch ein starkes Element der Mitbestimmung 

und des Einbezugs von Sozialpartnern und 

anderen regionalen Stakeholdern. 

Von zentraler Bedeutung ist die Einbindung 

der Sozialpartner in die Erstellung und Um-

setzung der konkreten Maßnahmen. Dafür 

gibt es auch ein klares Mandat: In den Struk-

turfonds-Verordnungen ist die Einbeziehung 

der Sozialpartner auf allen Ebenen und in 

allen Phasen verpflichtend festgeschrie-

ben. Da der JFT Teil des operationellen Pro-

gramms des ESF+ (Europäischer Sozialfonds 

Plus) und des EFRE (Europäischer Fonds für 

regionale Entwicklung) ist, sind auf nationa-

ler Ebene entsprechend der anzuwendenden 

Verordnungen zur Abwicklung der Struktur-

fonds die Sozialpartner einzubeziehen. Und 

da die konkrete Erstellung der Programme 

regional erfolgen wird, ist eine Einbeziehung 

auch der regionalen Sozialpartner in jeder 

Phase der Umsetzung, also insbesondere bei 

der Festlegung der Schwerpunkte, der Erar-

beitung der konkreten Maßnahmen, bei der 

Beschlussfassung über das Programm als 

auch beim anschließenden Monitoring und 

der Evaluierung zu gewährleisten. 

Fazit

Grundsätzlich stellt der JTP einen wichti-

gen Schritt in die richtige Richtung in der 

österreichischen Transformationspolitik dar. 

Jedoch geht er noch nicht weit genug und 

kann die bestehenden Lücken in der Go-

vernance-Struktur nicht von sich ausfüllen. 

Wesentlich für den Erfolg des JTPs ist eine 

aktive Einbindung der Sozialpartner bei der 

Entwicklung, Überwachung und Evaluierung 

der Maßnahmen. Es gilt daher rasch weiter-

zuarbeiten und die Lücken zu füllen, damit 

Österreich auf dem Weg in eine klimaneut-

rale Zukunft rasch vorankommt. 

Michael Soder, AK Wien
michael.soder@akwien.at

Norbert Templ, AK Wien
norbert.templ@akwien.at 
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Die Einbezie-
hung auch der 

regionalen 
Sozialpartner 

in jeder Phase 
der Umsetzung 
des Plans muss 

gewährleistet 
sein. 
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Editorial 

Die Debatte über die Zukunft der EU hat 2017 mit dem von der EU-Kom-

mission vorgelegten Weißbuch zur Zukunft Europas wieder an Dynamik ge-

wonnen. Gleich drei Beiträge unserer aktuellen Ausgabe sind der Reform-

debatte gewidmet: Nikolai Soukup analysiert die Initiativen der Kommission 

zur Stärkung der sozialen Dimension der EU, Eva Dessewffy wirft einen kri-

tischen Blick auf das Reflexionspapier zur Globalisierung, Susanne Wixforth 

plädiert in ihrer Analyse des Weißbuchs der Kommission zur Zukunft Euro-

pas für einen gemeinsamen Weg mit verschiedenen Geschwindigkeiten. Ein 

weiterer Schwerpunkt ist Frankreich: Wolf Jäcklein analysiert die auch für 

die EU-Reformdebatte entscheidenden Präsidentschaftswahlen, Elisabeth 

Beer berichtet über eine wichtige französische Initiative im Zusammenhang 

mit global agierenden Unternehmen. Dass die EU-Kommission lernfähig ist, 

beleuchtet Norbert Templ am Beispiel des Länderberichts und der länder-

spezifischen Empfehlungen 2017. Emil Grula wirft einen informativen Blick 

auf die politische und sozio-ökonomische Entwicklung unseres Nach-
barlandes Slowakei. Welche Folgen die den EU-Krisenländern auferlegte 

Politik der internen Abwertung für die Arbeitsmärkte hatte, ist Thema eines 

lesenswerten Sammelbandes (Michael Mesch). 

Mit der etwas umfangreichen und erstmals in einem neuen Layout erschei-

nenden Ausgabe übermitteln wir gleichzeitig die besten Wünsche für einen 

schönen Sommer!
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